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BRE MIS CHE BÜRGERSCH AFT  Drucksache 20/652 
Landtag  
20. Wahlperiode 07.10.2020 

Antrag der Fraktion der SPD, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Werkstätten für Menschen mit Behinderungen: Entgelt für Beschäftigte 
über 2020 hinaus absichern! 

Die Maßnahmen im Zusammenhang mit der Coronavirus-Pandemie haben 
für Menschen mit Behinderungen häufig sehr problematische Konsequen-
zen. So ist die Situation von Mitarbeiter*innen in „Werkstätten für behinderte 
Menschen (WfbM)“ kritisch. Während es für die hauptamtlichen Mitarbei-
ter*innen in den WfbM eine Absicherung der Löhne durch den Senat gibt, 
wird das Entgelt der Werkstattbeschäftigten im Wesentlichen aus den Ar-
beitsgewinnen der Gewerke finanziert. Das Arbeitsergebnis in vielen WfbM 
ist nicht vergleichbar mit dem anderer Firmen auf dem Arbeitsmarkt. Die Be-
schäftigten in den Werkstätten erhalten als Entlohnung im bundesweiten 
Durchschnitt ca. 214 Euro monatlich. Das ist eine geringe Summe, die ledig-
lich als kleine Anerkennung dienen kann. 
 
Durch die Reaktion auf die Corona-Krise wurden Menschen mit Behinderun-
gen besonders stark getroffen. Die Werkstätten für Menschen mit Behinde-
rungen wurden für einen längeren Zeitraum geschlossen. Der Betrieb wurde 
und wird nun stufenweise hochgefahren. Die in diesen speziellen Werkstät-
ten Beschäftigten konnten ihrer Arbeit in dieser Zeit nicht und später nur ein-
geschränkt nachgehen. Die Tagesstruktur der betroffenen Menschen geriet 
dabei stark durcheinander. Die in den Werkstätten beschäftigten Menschen 
mit Behinderungen mussten zu Hause in ihrer Wohnung oder in ihrer 
Wohneinrichtung bleiben. Anders als regulär beschäftigte Arbeitnehmer*in-
nen in den Betrieben erhalten Werkstattbeschäftigte kein Kurzarbeitergeld. 
Die finanziellen Regelungen für die betroffenen Menschen mit Behinderun-
gen sind sehr heterogen und unterscheiden sich von Werkstätte zu Werk-
stätte. So gab es in Bremen keine Einbußen für die Beschäftigten, in 
Bremerhaven aber schon. In der Folge haben somit einige Betroffene auch 
finanzielle Verluste davongetragen. Viele Beschäftigte mit Behinderungen 
gehen auch weiterhin nicht in den Werkstätten ihrer Beschäftigung nach, weil 
sie ihr individuelles Risiko an Covid-19 schwer zu erkranken hoch einschät-
zen oder aufgrund von Hygiene-Regeln noch nicht an ihren Arbeitsplatz zu-
rückkehren konnten. 
 
Menschen mit Behinderungen, die nicht mehr ihrer Arbeitstätigkeit nachge-
hen können, droht neben dem Verlust der gewohnten Tagesstruktur auch 
verstärkt soziale Vereinsamung. Die verlorene Tagesstruktur muss künftig 
durch aufsuchende Aktivitätsangebote kompensiert werden, um die verur-
sachten negativen Folgen möglichst gering zu halten. 
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Ohne Einnahmen für die Werkstätten im Lockdown brach vielerorts zudem 
die – ohnehin nur geringe – Bezahlung für die Menschen mit Behinderungen 
weg. Können die Werkstätten aus ihren geringen erwirtschafteten Über-
schüssen keine freiwilligen Zahlungen vornehmen, so gehen die Mitarbei-
ter*innen mit Behinderungen leer aus – oder können eine geringere Summe 
ausbezahlt bekommen. Dies ist sozial- und behindertenpolitisch ein unhalt-
barer Zustand und für viele dieser Beschäftigten hochproblematisch. 
 
Bund und Länder haben nun Änderungen in der Schwerbehinderten-Aus-
gleichsabgabeverordnung beschlossen. Diese sollen die Entgelteinbußen 
von Werkstattbeschäftigten zumindest teilweise auffangen. Hierfür wurde ein 
Betrag von rund 70 Millionen Euro eingesetzt. Zwar relativiert sich dieser Be-
trag bei rund 312.000 Beschäftigten sehr schnell, hilft den Werkstätten in 
2020 aber für einige Zeit. Die meisten Werkstätten können ihre Mitarbeiter 
so, zusammen mit gebildeten Rücklagen, zumindest bis zum Jahresende 
2020 auszahlen. Gegenwärtig deutet sich allerdings an, dass die Krise durch 
die Coronavirus-Pandemie und den damit verbundenen Maßnahmen sowie 
die entsprechend wegbrechenden Auftragslage anhält. 
 
Die Rückgänge von Arbeitsaufträgen aus der schwächelnden Wirtschaft 
werden aller Voraussicht nach auch 2021 große finanzielle Lücken bei den 
WfbM reißen. Entsprechend werden auch keine Überschüsse zu erwirtschaf-
ten sein und es ist anzunehmen, dass einige WfbM in 2021 in eine finanzielle 
Schieflage geraten können. 
 
Als Reaktion darauf findet seitens des Senats neben dem Abwägen gezielter 
Maßnahmen für Bremen derzeit auch bereits auf überregionaler Ebene ein 
Austausch über die wirtschaftliche Lage der Werkstätten und die Auswirkun-
gen auf die Arbeitsentgelte sowie finanzielle Fördermöglichkeiten statt. An-
fang Oktober tagt der Fachausschuss II der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe (BAGüS). Hier wird  
gemeinsam die Sachlage beraten und Empfehlungen ausgesprochen.  
 
Sozialpolitisch wäre es nicht zu rechtfertigen, das ohnehin geringe Arbeits-
entgelt der Mitarbeiter*innen zukünftig coronabedingt zu reduzieren und kei-
nen angemessenen Ausgleich zu gewähren. Menschen mit Behinderungen 
dürfen nicht die Verlierer*innen der gegenwärtigen Krise werden. Der Bre-
mer Senat muss sich klar zur Unterstützung der betroffenen Menschen mit 
Behinderungen bekennen. 
Beschlussempfehlung: 
Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen: 
 
Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf,  
 

1. sich auf der Bundesebene verstärkt für ein Finanzierungsprogramm über 2020 
hinaus einzusetzen, das die Bezahlung der Beschäftigten in Werkstätten für 
Menschen mit Behinderungen auch zukünftig mindestens in der vor der Sars 
CoV-2-Pandemie üblichen Höhe absichert; 
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2. im Falle eines Scheiterns einer solchen Initiative unverzüglich mit den be-
troffenen Werkstätten eine Vereinbarung zu treffen, um die Entgelte für die 
Beschäftigten in den Werkstätten für behinderte Menschen mindestens in der 
vor der Sars CoV-2-Pandemie üblichen Höhe über 2020 hinaus abzusichern; 

 
3. kurzfristig ein Konzept zu entwickeln und umzusetzen, das für Menschen mit 

Behinderungen, die im Kontext der Maßnahmen zur Eindämmung der 
Coronavirus-Pandemie nicht mehr ihrer Tätigkeit nachgehen, wöchentlich 
mehrmalige aufsuchende Aktivitätsangebote sicherstellt; 

 
4. der staatliche Deputation für Soziales, Jugend und Integration spätestens vier 

Monate nach Beschlussfassung über die Aktivitäten des Senats zu berichten, 
das Konzept für aufsuchende Aktivitätsangebote vorzustellen sowie dessen 
Umsetzung zu erläutern. 

 

Holger Welt, Birgitt Pfeiffer, Mustafa Güngör und 
Fraktion der SPD 

Olaf Zimmer, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen 
und Fraktion DIE LINKE 

Thomas Pörschke, Sahhanim Görgü-Philipp, 
Björn Fecker und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
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